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Schaffung zusätzlicher Erstaufnahmeeinrichtungen, trotz jahrelanger Forderungen der SPD. 
Der Ende  gefasste Beschluss, in jedem Regierungsbezirk eine Erstaufnahmeeinrichtung 
einzurichten, ist bis zum heutigen T
fünf neuen Einrichtungenwie geplant in Betrieb. Die dringende Personalaufstockung im 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge wurde seit Jahren von den Bundesinnenministern 
der Union sehenden Auges ver
zu wenig

. Statt eine vorausschauende Politik zu betreiben, hat die CSU mit Abschreckung, Diskrimini
rung und Kampfrhetorik Ressentiments geschürt und ausländerfe
dert. 
lingspolitik in Frage gestellt 
setzt. 

. Notwendig ist unbestritten 
linge und Asylbewerber nach rechtsstaatlichen Grundsätzen. Dafür ist unverzüglich eine e
hebliche Aufstockung des Personals im BAMF erforderlich. Ebenso müssen Richter in ausre
chender Zahl vorgehalten werden. Dabei 
Ort sinnvoll sein. Darüber hinaus ist die sofortige 
neuen Erstaufnahmeeinrichtungen dringend notwendig. Denn ausreichend vorhandene und 
effektiv ausgestattete Ers
ren. 

. Die SPD
den Kosten der Unterbringung und Integration von Flüchtlingen und Asylbewerbern. Die 
Staatsregierung mus
und für ausreichende Bildungsangebote und Sprachkurse sorgen. 
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re Staaten zu sicher
Der von den konservativen Parteien 
tik vollständig 
verfassungsrechtlichen An
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wirtschaftlicher, bildungspolitischer und kultureller Ebene zu kooperieren. Dies soll dazu 
führen, die fragile Region politisch zu stabilisieren und wirtschaftlich zu entwickeln und 
damit einen spürbaren Beitrag zur Behebung von Migrationsursachen zu leisten.  

. Eine Entlastung des Asylsystems kann auch über die Schaffung weiterer legaler Zugangswe-
ge erfolgen. Die Weigerung der CSU, ein Einwanderungsgesetz zu unterstützen, belastet das 
Asylsystem, anstatt die Probleme zu lösen. 

. Wir bedanken uns bei allen, die mit höchstem Engagement täglich dazu beitragen, dass die 
Menschen, die zu uns kommen, nach den Grundsätzen der christlichen Wertegemeinschaft 
aufgenommen, versorgt und integriert werden. 

 
 


